
PROTOKOLL Nr. 1

über Eisen- und Stahlerzeugnisse

(SAA Protokoll Nr. 1)

Artikel 1

Dieses Protokoll gilt für Waren der Kapitel 72 und 73 der
Kombinierten Nomenklatur. Es gilt künftig auch für andere
fertige Eisen- und Stahlerzeugnisse dieser Kapitel mit Ursprung
in Albanien.

Artikel 2

Die Einfuhrzölle der Gemeinschaft auf Eisen- und Stahl-
erzeugnisse mit Ursprung in Albanien werden am Tag des
Inkrafttretens dieses Abkommens beseitigt.

Artikel 3

(1) Ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens werden
die Einfuhrzölle Albaniens auf die in Artikel 19 dieses
Abkommens genannten und in Anhang I dieses Abkommens
aufgeführten Eisen- und Stahlerzeugnisse mit Ursprung in der
Gemeinschaft schrittweise nach dem dort angegebenen Zeitplan
gesenkt.

(2) Am Tag des Inkrafttretens dieses Abkommens werden die
Einfuhrzölle Albaniens auf alle übrigen Eisen- und Stahl-
erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft beseitigt.

Artikel 4

(1) Die mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen der Gemein-
schaft für Eisen- und Stahlerzeugnisse mit Ursprung in Albanien
und die Maßnahmen gleicher Wirkung werden am Tag des
Inkrafttretens dieses Abkommens beseitigt.

(2) Die mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen Albaniens für
Eisen- und Stahlerzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft
und die Maßnahmen gleicher Wirkung werden am Tag des
Inkrafttretens dieses Abkommens beseitigt.

Artikel 5

(1) In Anbetracht der in Artikel 71 dieses Abkommens
festgelegten Regeln erkennen die Vertragsparteien die Dringlich-
keit an, mit der jede Vertragspartei strukturelle Schwächen ihres
Eisen- und Stahlsektors unverzüglich angehen muss, um die

allgemeine Wettbewerbsfähigkeit ihrer Industrie zu gewährleis-
ten. Albanien legt daher innerhalb von drei Jahren das
notwendige Umstrukturierungs- und Umstellungsprogramm für
seine Eisen- und Stahlindustrie fest, damit dieser Sektor unter
normalen Marktbedingungen lebensfähig wird. Zur Verwirkli-
chung dieses Ziels stellt die Gemeinschaft Albanien auf Ersuchen
technische Beratung zur Verfügung.

(2) Zusätzlich zu den in Artikel 71 dieses Abkommens
festgelegten Regeln werden Verhaltensweisen, die im Wider-
spruch zu diesem Artikel stehen, nach den spezifischen Kriterien
beurteilt, die sich aus den Regeln der Gemeinschaft für staatliche
Beihilfen ergeben, einschließlich des abgeleiteten Rechts und
einschließlich der spezifischen Regeln für die Kontrolle staatlicher
Beihilfen, die für den Eisen- und Stahlsektor nach Außerkraft-
treten des Vertrags über die Gründung der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl gelten.

(3) Für die Zwecke der Anwendung des Artikels 71 Absatz 1
Ziffer iii dieses Abkommens auf Eisen- und Stahlerzeugnisse
erkennt die Gemeinschaft an, dass Albanien nach dem Tag des
Inkrafttretens dieses Abkommens fünf Jahre lang ausnahmsweise
staatliche Beihilfen zur Umstrukturierung gewähren kann, sofern

— dies am Ende des Umstrukturierungszeitraums zur Lebens-
fähigkeit der begünstigten Unternehmen unter normalen
Marktbedingungen führt,

— die Beihilfen in Umfang und Intensität auf das zur
Wiederherstellung der Lebensfähigkeit der Unternehmen
unbedingt Notwendige beschränkt und schrittweise gesenkt
werden und

— das Umstrukturierungsprogramm mit einer umfassenden
Rationalisierung und mit Ausgleichsmaßnahmen für die
wettbewerbsverzerrende Wirkung der in Albanien gewähr-
ten Beihilfen verbunden ist.

(4) Die Vertragsparteien sorgen für vollständige Transparenz
bei der Durchführung des notwendigen Umstrukturierungs- und
Umstellungsprogramms und führen zu diesem Zweck einen
umfassenden und kontinuierlichen Informationsaustausch durch,
unter anderem über die Einzelheiten des Umstrukturierungsplans
sowie über Umfang, Intensität und Zweck der aufgrund der
Absätze 2 und 3 gewährten staatlichen Beihilfen.
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(5) Der Stabilitäts- und Assoziationsrat überwacht die Anwen-
dung der Absätze 1 bis 4.

(6) Wenn nach Auffassung einer Vertragspartei eine bestimmte
Verhaltensweise der anderen Vertragspartei mit diesem Artikel
unvereinbar ist und wenn durch diese Verhaltensweise eine
Beeinträchtigung der Interessen der ersten Vertragspartei oder
ihrer Industrie ein erheblicher Schaden verursacht wird oder
droht, kann diese Vertragspartei nach Konsultationen in der in
Artikel 7 genannten Kontaktgruppe oder 30 Tage nach Ersuchen
um solche Konsultationen geeignete Maßnahmen treffen.

Artikel 6

Auf den Handel zwischen den Vertragsparteien mit Eisen- und
Stahlerzeugnissen finden die Artikel 20, 21 und 22 dieses
Abkommens Anwendung.

Artikel 7

Die Vertragsparteien kommen überein, für die Verfolgung und
Überprüfung der ordnungsgemäßen Anwendung dieses Proto-
kolls nach Artikel 120 Absatz 4 dieses Abkommens eine
Kontaktgruppe einzusetzen.
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